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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 974/71 über bestimmte konjunkturpolitische Maßnahmen, die in der 
Landwirtschaft im Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der Bandbreiten 
der Währungen einiger Mitgliedstaaten zu treffen sind 


DER R.A.T DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 43 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 2 der Verordneung (EWG) Nr. 974 71 
des Rates vom 12. Mai 1974 ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 3450 73 -), ist für die 
Währungen aller Mitgliedstaaten eine Berechnung 
des Ausgleichsbetrags vorzusehen, wobei grund- 
sätzlich die Differenz zwischen dem tatsächlichen 
Wert und dem Wert einer bestimmten Währung im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik berücksich- 
tigt wird. 

Dieses System hat zur Folge, daß die einzelstaat- 
lichen Preise auf unterschiedlicher Höhe gehalten 
werden. Die Rückkehr zu einem System einheit- 
licher Preise kann durch Maßnahmen erleichtert 
werden, mit denen die einzelstaatlichen Preise an 
das Niveau des gemeinsamen Preises herangeführt 
werden. Dieses Ziel kann durch eine Senkung der 
Ausgleichsbeträge in den Mitgliedstaaten erreicht 
werden, deren Währungen untereinander im Kassa- 
geschäft nicht einen jeweiligen Abstand von höch- 
stens 2,25 V. H. beibehalten. 

Es ist jedoch Vorsicht angezeigt, um nicht die 
Märkte der übrigen Mitgliedstaaten zu stören. 

Gemäß Artikel 4 a Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 974/71 dürfen im Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten und mit Drittländern die Ausgleichs- 
beträge, die aufgrund einer niedrigeren Bewertung 
der betreffenden Währung anwendbar sind, nicht 
höher sein als die Belastung bei der Einfuhr aus 
Drittländern. 


Die Anwendung dieser Regel hat Nachteile mit 
sich gebracht. In einigen Fällen sind dadurch nämlich 
Verkehrsverlagerungen und Wettbewerbsverzerrun- 
gen hervorgerufen worden. Außerdem hat sich die 
Weltmarktlage gegenüber dem Zeitpunkt der Ein- 
führung dieser Regel erheblich geändert. Daher ist 
es angezeigt, diese Regel abzuschaffen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EWG) Nr. 974 71 wird durch folgenden Satz er- 
gänzt: 

„Dieser Unterschied wird jedoch um 2 Punkte ver- 
ringert." 

Artikel 2 
Werden aufgehoben: 

a) Artikel 4 a Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
974/71, 

b) die Verordnung (EWG) Nr. 885/73 des Rates 
vom 31. März 1973 über die Nichtanwendung 
des Artikels 4 a Absatz 2 Unterabsatz 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 974/71 im Zuckersektor ‘^) 
und 

c) die Verordnung (EWG) Nr. 1695/73 des Rates 
vom 25. Juni 1973 zur Bestimmung, inwieweit die 
für Rindfleisch anzuwendenden Währungsaus- 
gleichsbeträge wegen der niedrigeren Bewertung 
einer Währung höher sein können als die Be- 
lastung bei der Einfuhr aus Drittländern '•). 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1974 in Kraft. 
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - La 19/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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